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Gegen Privatisierung sozialer und öffentlicher
Einrichtungen

Der DGB setzt sich auf all seinen zuständigen Organisations­
einheiten aktiv gegen die immer weiter fortschreitende Privati­
sierung sozialer und öffentlicher Einrichtungen ein. Dies ge­
schieht vor allem durch verstärkte Einflussnahme auf Ent­
scheidungsträger_innen in Politik und Parteien.

Gleichzeitig fordern wir die Rekommunalisierung von Betrie­
ben der öffentlichen Daseinsvorsorge.

Begründung:

Die Privatisierung öffentlicher Einrichtungen nimmt stetig zu.
Große Teile der öffentlichen Krankenhäuser sind bereits priva­
tisiert. Auch der Anteil an privaten Versorgungsunternehmen
(Wasser, Gas, Müllabfuhr) sowie Erziehungs- und Bildungs­
einrichtungen steigt immer weiter an. Dieser Trend sorgt für
vielerlei Probleme. So wird häufig bei einem Verkauf nur ein
Teil der Beschäftigten übernommen und dies meist zu merk­
lich schlechteren tariflichen Bedingungen. Damit einher geht
nicht nur ein Verlust von Gehalt, Urlaubstagen u.a., sondern
auch eine zunehmende Arbeitsbelastung und  –verdichtung
durch höhere Wochenarbeitszeiten und eine verstärkte Ratio­
nalisierung.

Gleichzeitig führen Privatisierungen für die Bürgerinnen und
Bürger zu vielen Nachteilen, die von zusätzlichen Kosten durch
höhere Entgelte bis hin zu einem qualitativ schlechteren Ange­
bot reichen.
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